
CO2-Preis statt Kohleausstieg? 
Was bringen Verbote?

Vortrag im Rahmen des Energiewende-Seminars 
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1. Warum Klimaschutzpolitik?
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Konsequenzen des Treibhauseffekts
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Problem Meeresspiegelanstieg

 bisheriger Anstieg: ca. 25 cm
 bis 2100: mindestens + 1 m
 komplettes Abschmelzen Grönlands: + 7 m
 komplettes Abschmelzen des West-Antarktischen 

Eisschildes: + 6 m
 komplettes Abschmelzen des Ost-Antarkischen

Eisschildes: + 50 m
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Meeresspiegelanstieg an der Nordsee
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Entwicklung der globalen CO2-Emissionen
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Unterlassener Klimaschutz wird teuer!
Ag

or
a 

20
18

 / 
Ta

ge
ss

pi
eg

el
 1

9.
03

.2
01

9



Q
ue

lle
: 

9

Leprich, Berlin, 29. September 2020

1. Zwischenfazit

 Der menschengemachte Treibhauseffekt hat bis heute zu einer 
durchschnittlichen globalen Erwärmung gegenüber dem vorindustriellen 
Niveau von ca. 1 Grad Celsius geführt.

 Hauptverursacher dafür sind die globalen CO2-Emissionen, die in den 
letzten 30 Jahren nochmals um über 60% zugenommen haben.

 Die führenden Klimawissenschaftler gehen davon aus, dass jenseits einer 
durchschnittlichen globalen Erwärmung von 2 Grad Celsius das planetare 
Ökosystem instabil wird. Dies korrespondiert mit einer maximalen CO2-
Konzentration in der Atmosphäre von rund 450 ppm.

 Um diese Grenze einzuhalten, müssen bis Mitte des Jahrhunderts die 
durch Verbrennung freigesetzten CO2-Emissionen auf Null reduziert 
werden.

 Das bedeutet, dass maximal noch ein Viertel der vorhandenen fossilen 
Reserven (Kohle, Öl und Gas) verbrannt werden darf.

 Wer sich im Hinblick auf die Klimakrise nicht an den ausgewiesenen 
Wissenschaftlern und Gremien orientiert, sondern den kruden Aussagen 
der Klimaleugner Beachtung schenkt, vergeudet seine Zeit und macht sich 
schuldig gegenüber den künftigen Generationen. 
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2. Mit welchen Instrumenten können wir 
Klimaschutzpolitik gestalten?
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Kategorisierung wirtschaftspolitischer 
Instrumente

Eingriffstiefe des Staates in die Märkte

Verbesserung d. 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• Informationen
• Qualifizierung
• Transparenz
• …

Preisliche 
Beeinflussung d. 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• Steuern/ 
Abgaben

• (handelbare) 
Zertifikate

• Subventionen
• Pönalen / Straf-

zahlungen
• …

Begrenzung des 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• Auflagen
• Gebote/Verbote
• Grenzwerte/ 

Standards
• …

Sonstige

• Freiwillige 
Selbstver-
pflichtung

• Traditionen
• …
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Kategorisierung wirtschaftspolitischer 
Instrumente für den Klimaschutz

Eingriffstiefe des Staates in die Märkte

Verbesserung d. 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• Effizienzlabel
• CO2-Fußabdruck
• Verbraucher-

beratung
• ….

Preisliche 
Beeinflussung d. 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• Ökosteuer
• CO2-Steuer
• Marktanreiz-

programm
• ….

Begrenzung des 
Entscheidungs-
verhaltens der 
Marktakteure

• …

Sonstige

• Freiwillige 
Selbstver-
pflichtung

• Traditionen
• …

Ordnungs-
politik/Ord-
nungsrecht
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Es mangelt nicht an Vorschlägen!
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3. Mit einer CO2-Bepreisung das Klima 
retten?
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Auch an Studien zur CO2-Bepreisung mangelt es nicht!
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Tendenzen der bisherigen CO2-Bepreisungsvorschläge
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CO2-Bepreisung als ökonomisches Fundament eines 
intelligenten Instrumentenmix
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Die beiden Säulen der CO2-Bepreisung
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Vorbilder Schweden und Schweiz
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Vorbild UK: CO2-Mindestpreis

Carbon Price Floor 
seit 2013

18 £/t CO2
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Unser Vorschlag zur CO2-Bepreisung auf einen Blick
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Reale Wirkung der beschlossenen CO2-Steuer in D 
auf den Benzinpreis

Unter Berücksichtigung der Inflationsrate (1,5%) bei Benzinsteuer und 
CO2-Steuer beträgt die reale Verteuerung des Liters Benzin in 2025 

weniger als 7,5 ct/l gegenüber 2019.
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2. Zwischenfazit

 Das Spektrum möglicher Klimaschutzinstrumente 
sortiert sich nach der Eingriffstiefe des Staates in die 
Märkte.

 Die Politik präferiert seit Jahren eingriffsarme 
Instrumente wie Kennzeichnung, Verbraucherberatung 
und Qualifizierung.

 Preissteuernde Instrumente wie Steuern oder Zertifikate 
werden nur sehr zögerlich eingesetzt.

 Ihre Lenkungswirkung ist daher meist sehr 
überschaubar.

 Zudem gilt: preissteuernde Instrumente können 
ordnungspolitische Instrumente unterstützen, aber in 
den meisten Fällen nicht ersetzen.
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4. Kohleausstieg als ordnungspolitische 
Vorgabe
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Die Sektoralziele des Klimaschutzplans 2050

1990 2015 2015 2030 2030
Handlungsfeld Änderung ggü. 

1990 in %
in Mio. t CO2‐

Äquiv.
Änderung ggü. 

1990 in %
Energiewirtschaft 466,4 347,3 ‐25,5  175‐183  62‐61
Gebäude 209,7 122,0 ‐41,8  70‐72  67‐66
Verkehr 163,3 159,6 ‐2,3  95‐98  42‐40
Industrie 283,3 188,6 ‐33,4 140‐143 51‐49
Landwirtschaft 90,2 73,2 ‐18,8 58‐61 34‐31
übrige Emissionen 38,0 11,2 ‐70,5 5 87

Summe THG 1250,9 901,9 ‐27,9 543‐562 56‐55

(in Mio.t CO2‐Äquiv.)

KS
P 

20
50

Reduktionsziele bis 2030:
Energiewirtschaft: 164 Mio. t; Verkehr: 62 Mio. t; Gebäude: 
50 Mio. t; Industrie: 46 Mio. t; Landwirtschaft: 12 Mio. t
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Empfehlung der Kohlekommission
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Resultierende Erzeugungskapazitäten
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Verstoß gegen Konsensbeschluss der Kohlekommission 
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Leistungsbegrenzung ohne Erzeugungsbegrenzung?
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3. Zwischenfazit

 Der Kohleausstieg ist der entscheidende Beitrag zur Erreichung 
des Sektoralziels der Energiewirtschaft.

 Er konnte offensichtlich nicht dem „Markt“ überlassen werden, 
sondern musste ordnungspolitisch geregelt werden.

 Das gilt jedoch in erster Linie für die Braunkohlenkraftwerke bei 
moderaten CO2-Zertifikatspreisen; Steinkohlekraftwerke kommen 
bei den derzeitigen CO2-Preisen auch so unter Druck.

 Das Kohleausstiegsgesetz setzt den mühsam erreichten 
Kompromiss der Kohlekommission nicht vollständig um; viele 
Kraftwerke bleiben länger am Netz als vereinbart.

 Zudem wird die Auslastung der Kraftwerke nicht explizit geregelt; 
diese ist aber letztlich entscheidend für den CO2-Ausstoß.
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5. Segensreiche Begrenzungen („Verbote“) 
in einem marktwirtschaftlichen System
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 Verbot, Kinder in der Schule zu schlagen
 Verbot, Ehefrauen zu vergewaltigen
 Rauchverbot in Restaurants, Zügen, Flugzeugen 

etc.
 Verbot, für Zigaretten im Fernsehen zu werben
 Verbot, Hundekot einfach liegen zu lassen
 Verbot, Schmiergelder steuerlich abzusetzen
 Verbot, in Wasserschutzgebieten das Auto zu 

Hause zu waschen
 Verbot, alte Autoreifen im Freien zu verbrennen
 Verbot, FCKWs in Spraydosen zu verwenden
 (indirektes) Verbot der Verwendung von 

Glühbirnen
 ….

Was ist heute bereits selbstverständlich?
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z.B.
 Verbot, Tiere in Massentierhaltungen zu quälen
 Verbot, Glyphosat zu verwenden
 generelles Werbeverbot für Zigaretten
 Verbot, Elektronikschrott nach Afrika zu 

„exportieren“
 Verbot von Einwegflaschen
 Verbot, auf Autobahnen zu rasen
 Verbot von Inlandsflügen
 …

Was fehlt meines Erachtens?
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Wann bräuchte man diese Begrenzungen nicht?

Wenn
 Tierzüchter ihre Tiere freiwillig anständig halten und 

füttern würden
 Landwirte freiwillig auf den Einsatz bodenverseuchender 

Pestizide verzichten würden
 Zigarettenhersteller freiwillig auf Werbung verzichten 

würden
 Hersteller von Elektronikprodukten diese freiwillig 

maximal recyclen würden
 der Einzelhandel sich freiwillig auf Mehrwegflaschen 

verständigen würde
 Autofahrer freiwillig auf den Autobahnen maximal 130 

fahren würden
 Fluggesellschaften freiwillig Inlandflüge in D einstellen 

würden
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Gegen die Tyrannei der „freien“ Auswahl

 Kein Mensch möchte hormonverseuchtes Billigfleisch 
aus Massentierhaltung im Restaurant angeboten 
bekommen.

 Kein Mensch möchte die Weltmeere mit Plastikmüll 
verseuchen.

 Kein Mensch möchte beim Fliegen das Klima 
schädigen. 

 Kein Mensch möchte ein Elektrogerät kaufen können, 
das doppelt so viel Strom verbraucht wie die besten 
Geräte.

Die meisten Menschen würde es gerne einfacher haben 
und nicht der „Tyrannei der Auswahl“ unterliegen und 
dabei jede Menge schlechte und umweltschädliche 
Produkte angeboten bekommen.
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4. Zwischenfazit

 Begrenzungen sind in einer Gesellschaft konstitutiv 
für  ein gedeihliches Zusammenleben.

 Begrenzungen in der Wirtschaft verhindern 
„unlautere“  und umweltunverträgliche 
Geschäftsmodelle und entlasten die Verbraucher von 
der Tyrannei der Auswahl.

 Freiwillige Begrenzungen durch die Marktakteure sind 
in einem renditebasierten Wirtschaftssystem 
systemfremd und können von den Akteuren 
realistischerweise nicht erwartet werden.

 Die Ablehnung von Begrenzungen fußt in aller Regel 
nicht auf Gemeinwohlinteressen, sondern auf 
Partikularinteressen. 
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6. Verbote, wirtschaftliche Freiheit 
und Liberalismus
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Freiheit: Ich will alles machen können, was Spaß macht!

Irregeleiteter 
Freiheitsbegriff: Business 

Class-Freiheit, 
Ellbogenfreiheit 

alle staatlichen 
Reglementierungen 

schränken Freiheit ein 
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Freiheit: Ich will alles machen, was die Freiheit der anderen –
inkl. künftiger Generationen – nicht einschränkt!

Verantwortlicher 
Freiheitsbegriff: 

gesellschaftliche Freiheit 
bedeutet immer auch 

Verantwortung zu 
übernehmen
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Freiheit und Liberalismus

 Ordoliberalismus („Freiburger Schule“): Bekämpfung 
wirtschaftlicher Macht, Auflösung von Monopolen, 
staatlicher Schutz der Verbraucher …

 Neoliberalismus (Hayek, Friedman): 
Wettbewerbsfreiheit, Märkte sind für nahezu sämtliche 
Allokationen zuständig, Staat wird zurückgedrängt in 
die Rolle des Beschützers von Privateigentum

 „Bastard-Liberalismus“ (Thiel, diverse Hedgefonds-
Manager,…): „Wettbewerb ist für Verlierer“; Reiche 
werden immer reicher und mächtiger, und das ist 
auch gut so. Freiheit ist die Freiheit der Starken, die 
Schwachen schwach und die Armen arm zu halten.
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Freiheit und staatliche Begrenzungen

 Der Ruf nach „wirtschaftlicher Freiheit“ ist fast immer 
der Ruf von Lobbyisten, die lediglich 
Partikularinteressen vertreten und gewinnmindernde 
staatliche Eingriffe zurückdrängen wollen.

 Eine sehr dünne Reglemtierungs- und 
Regulierungsdichte der Märkte kommt in aller Regel 
marktmächtigen Unternehmen zugute.

 Staatliche Vorschriften, die Schlupflöcher lassen, 
werden insbesondere von denjenigen Unternehmen 
umgangen, die sich teure Berater und Juristen leisten 
können.

 Staatliche Vorschriften, die keine Schlupflöcher 
lassen, werden von den Lobbies bis zum Schluß
bekämpft, dann jedoch häufig klaglos umgesetzt.
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5. Zwischenfazit

 Wirtschaftliche Freiheit meint häufig möglichst 
weitgehende Befreiung von staatlichen 
Reglementierungen und Regulierungen.

 „Business-Class-Liberalismus“ protegiert die Marktmacht 
von globalen Konzernen, schmäht die liberale Demokratie 
als Fessel des Marktes und verneigt sich vor autoritativen 
Staaten ihrer „wirtschaftlichen Freiheit“ wegen (nach Dieter 
Schnaas).

 Ein verantwortungsvolles Wirtschaftssystem ermöglicht 
allen nicht nur gleiche Chancen, sondern auch die 
materielle Freiheit, in Würde zu leben.

 Und es nimmt Rücksicht auf künftige Generationen, deren 
Freiheit durch heutige Entscheidungen nicht ohne Not 
eingeschränkt werden darf. 
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7. Begrenzungen für eine zeitgemäße  
Klimaschutzpolitik
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 Verschärfungen bestehender Begrenzungen:
 EU-Ökodesign-Richtlinie: Anforderungen verschärfen
 EU-PKW-CO2-Grenzwerte: weiter senken
 Gebäudeenergiegesetz: Effizienzvorgaben weiter erhöhen
 Nationales Verbot von Ölheizungen: früher und Schlupflöcher 

stopfen
 Nationaler Kohleausstieg: schneller abschalten

 neue Begrenzungen, z.B.:
 PV-Anlagenpflicht für alle neuen/sanierten Gebäude
 Effizienzverpflichtung für Strom- und Gasversorger
 EE-Quoten für Fernwärmesysteme
 Abwärmenutzungspflicht der Industrie
 Tempolimit auf Autobahnen

Konkrete Anregungen für Begrenzungen
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Vorbild Holland: schnelles Heizungsverbot



Q
ue

lle
: 

47

Leprich, Berlin, 29. September 2020

Vorbild Kalifornien: Verpflichtung zu PV-Anlagen auf 
Neubauten
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Vorbild Luxemburg: Einsparverpflichtungen für 
Strom- und Gasversorger
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Vorbild Frankreich: Festlegung von Zielwerten für 
erneuerbare Energien in Wärmenetzen 
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Vorbild alle: Tempolimit
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Zudem: Klare politische Vorgaben für die Verkehrswende
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6. Zwischenfazit

 Zu den wirksamsten und erfolgreichsten 
Klimaschutzinstrumenten gehörten in der 
Vergangenheit stets klare ordnungspolitische Vorgaben.

 Allerdings können diese nur dann erfolgreich sein, 
wenn ihre Einhaltung regelmäßig kontrolliert wird und 
etwaige Verstöße sanktioniert werden.

 Für die weitere nationale Klimaschutzpolitik sind 
zusätzliche ordnungspolitische Vorgaben unabdingbar 
und schon aus Zeitgründen zwingend geboten.

 Dabei kann sich Deutschland von Beispielen in anderen 
Ländern inspirieren lassen.



Q
ue

lle
: 

53

Leprich, Berlin, 29. September 2020

Gesamtfazit und Ausblick

 Die Klimakrise ist die größte politische Herausforderung 
in diesem Jahrhundert. Es ist bereits „5 nach 12“, es gilt 
jedoch, „10 nach 12“ zu verhindern.

 Begrenzungen des Entscheidungsverhaltens der 
Marktakteure ist das Schlüsselinstrument für eine 
rasche und erfolgversprechende Klimaschutzpolitik.

 Wer diese Begrenzungen als Angriff auf die individuelle 
Freiheit brandmarkt, hängt einem irregeleiteten 
Freiheitsbegriff an.

 Es ist höchste Zeit, diesen irregeleiteten Freiheitsbegriff 
politisch in seine Schranken zu weisen und eine mutige 
und verantwortungsbewusste Klimaschutzpolitik zu 
betreiben.
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Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

Prof. Dr. Uwe Leprich
Mobil: 0173-6660910

Mail: uwe.leprich@htwsaar.de

https://soundcloud.com/user-166891459/6-klimaschutz-wie-
demokratisch-sind-verbote

Weitergehendes zum Thema in meinem Podcast: 


